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Kostenerstattungspflicht: In diesen Fällen muss der 
Arbeitnehmer entstandene Detektivkosten erstatten 

| Der Arbeitnehmer muss dem Arbeitgeber die durch das Tätigwerden eines Detektivs 
entstandenen notwendigen Kosten ersetzen, wenn der Arbeitgeber aufgrund eines 
konkreten Tatverdachts einem Detektiv die Überwachung des Arbeitnehmers überträgt 
und der Arbeitnehmer einer vorsätzlichen Vertragspflichtverletzung überführt wird. | 

Hierauf wies das Landesarbeitsgericht (LAG) Baden-Württemberg jetzt hin. Die Richter 
beriefen sich dabei auf eine ältere Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG). Im 
Fall des LAG bestand der Verdacht gegen einen Einkaufsleiter aufgrund von anonymen 
Meldungen von sog. Whistleblowern, er habe erheblich gegen interne Compliance-
Regeln verstoßen (hier: mehrfache Besuche von Champions-League-Spielen auf 
Kosten von Geschäftspartnern des Arbeitgebers). In einem solchen Fall sei es 
gerechtfertigt, wenn der Arbeitgeber eine auf Unternehmensstrafrecht spezialisierte 
Anwaltskanzlei beauftragt, um den Sachverhalt aufzuklären. 

Die Kostenerstattungspflicht des Arbeitnehmers bezieht sich auf die Maßnahmen, die 
erforderlich sind, um die Störung zu beseitigen bzw. um Schaden zu verhüten. Das ist 
der Fall, wenn das Ermittlungsergebnis den Arbeitgeber zum Ausspruch einer 
Kündigung veranlasst. 

Aber Achtung: Die Kosten für weitergehende Ermittlungen, die darauf gerichtet sind, 
Schadenersatzansprüche vorzubereiten, und die sich nicht auf einen konkreten 
Tatverdacht stützen, sind nicht erstattungsfähig.  

Quelle | LAG Baden-Württemberg, Urteil vom 21.4.2020, 19 Sa 46/19, Abruf-Nr. 216457 
unter www.iww.de. 

 


